
Wahlordnung der Technischen Hochschule 
Harmstadt (WOTIID)

§ 1
Geltungsbereich

Diese Wahlordnung gilt für die Wahlen
a) zum Konvent
b) zu den Fachbereichsräten (FBR)c) zum Senat
d) zu den Ständigen Ausschüssen
e) zu den Fachbereichsausschüssenf) zu den Direktorien der wissen­

schaftlichen Zentren und Betriebs­einheiten.

I* Wahlen zum Konvent

§ 2
naniverfahren,allgemeine Best

(1) Die Mitglieder des Konvents 
in getrennten Wahlgängen (Grupp 
unmittelbar in freier, gleicher 
heimer Wahl und, soweit gesetzl 
anderes bestimmt ist, nach den 
Sätzen der personalisierten Ver 
wähl (Listenwahl) gewählt. Die 
als Briefwahl mit nachfolgender 
wähl durchgeführt.

j-jumuiigen
werden 
enwahl) 
und ge- 
ich nicht 
Grund- 
hältnis- 
Wahl wird 
Urnen-

(2) Die in dieser Wahlordnung vorgesehe­
nen Fristen enden jeweils um 16.00 Uhr 
des Ablauftages. Fällt der letzte Ta- 
emer Frist auf einen Samstag, Sonntag 
oder gesetzlichen Feiertag, so endet die Frist am nächsten Werktag.
(3) Arbeitstage sind die Werktage mit Ausnahme des Samstags.
(4) Die Wahlen werden an nicht vorle­
sungsfreien Arbeitstagen durchgeführt.

§ 3
Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind:
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1. clor VrahlVorstand,
* der Kanzler als Wahlleiter.

t c r ;  d e r  V / a h U e f L r  muß d i e  B e f  - 7 a h l l e i - 
zum R i e h t e r a m t  o d e r  7,,,,, M ,  B e f ä h i g u n g  
t u n g s d i e n s t  h a b e n .  h o h e r e n  V e r w a l -

z u r  E r f ü U u n g a i h r e r dA u f c a b e l t H^i >ön n en  
nen  h e r a n z i e h e n  ( W a h l h e l f e r ) . H l l f S i , c r s ° -

in)den°vIhlausschüsLnai s r rhtand U”dDie  Mitglieder d P ^ W n n 1St e h r e n a m t l i c h .
Je, J£.
s i n d  z u r  u n m r f p ^ c n u  e i , aa l h e l f e r
h a f t e n  E r f ü l l u n g  i h r e r " / ^ ^ ^ 35611“ P f l i c h t e t .  A u fg a b en  v e r -

Sr Wahlvorseh?" Vertrauensmänner 
vorsSndVangeChörfn.dÜrfen niCht dera

§ 4
Wah1Vorstand

Cl) Der Wahlvorstand hat vier Mitglieder 
C2) Dem Wahlvorstand aehört

Lv;s*s;j“im Konvent jeweils zu Beginn des vm n+° 

Stellvertreter zu benennen.

entsendendenMitglieder des Wahl*'11" ZUdes nicht oder nicht rechne ^  '°rStan- 
die fehlenden Mitglieder dec w F,’ 'vorden 
des und ihre Vertreter v o m M  Wahlv°rsta,
stand benannt. Die nach Satz rBeJanni'e,
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, die
~ . kGinen Geb?auc£ i e S Ä ? 1'
StandesGoder ein Vertrat dGS Wahlvor- I 
*41t Abs. 4 entsprechend?" V°r2eltie aus|

trägt1einmjah?ltSi e \ e ahlv?rstandes be~
"“ " “ “ W  ^olgende^Soinmerseraester^

w t t . " i i s î 2 s ; n; ? ltdaus seiner ’Vertreter und ein-n :o?essen stoll-
Stimmengleichheit entlch?f^f+hi'er- Bei

S Ä  S ; v “

der anwesend sind Mitglie-
«nfacher Mehrheit der Anwesenden. ̂

deref0bestimmt?eri’c K e t dsUnh nichts an~i'en des Wahlvorstandno* ?h das Vci'fah-
Abs. 1 und i H L  "i 'h h g ? ^  dSn §§ 13

§ 5
Abgaben des Wahlvorstandes

» Ä K ' i Ä Ä i t0; M ° •>«-der Wahl verantwortlich^ snißE»,1Chflihrun£Satz 2 HBG) nie 16 Abs. 5
ters bleibe,; unberührt ^  deS 1Vahllei-
(2) Der Wahlvovc+r,,-.̂
diese Wahlordnung iibortr^ di® ihn dui'ch wahr. Er beschlif/4 « w ag?nen Aufgaben
-  Binzelheit^^rU^ i ^ c« S - ,  
io,,a5 e SteV" Stand ‘«“ Mio/it insbe“-

der babflobalo dGS ,1‘ahltermIns und 
*■ dun Vor-

B ,  « s s . »  ü f s ? a

Wählerverzeichnisses ecunE des6. Berichtigung des S'ähi
W a V GSt?te!lu"S 2es1^ S dichnisses Wahlergebnisses ondgultigen
d*e Zuteilung der cm*

• "Ablaufechtungen. Sltze>



(<0 Zu den Beschlüssen nach Abs. 3 Nr. l 
2 und 5 ist die Zustimmung des Wahllei- ’ ters erforderlich.
(5) Verhandlungen des Wahlvorstandes sine 
£ff?n'Anei\ def verfügbaren Sitzungsraumes öffentlich, § 9 Abs. 4 HUG gilt entspre­
chend. Für die Auszählung der Stimmen 
kann die Öffentlichkeit auch ausgeschlos 
sen werden, wenn dies aus technischen 
Gründen oder zur Währung des Wahlgeheim­nisses geboten ist. e
(6) Beschlüsse des Wahlvorstandes sind 
durch Aushang und gegebenenfalls auf an 
dere Weise universitätsöffentlich be- kanntzumachen.

§ 6
Aufgaben des Wahlleiters

(1) Der Wahlleiter ist für die tech­
nische Vorbereitung der Wahlen verant- 
wortlich (§ 16 Abs. 1 HHG). Hierzu steht 
inni das Wahlamt zur Verfügung.
(2) Er sorgt insbesondere für die Erstei 
lung des Wählerverzeichnisses, den Druck 
üer Wahlbekanntmachung und der Stimmzet­
tel sowie für die Übersendung der Unter­lagen für die Briefwähl.

§ 7
Aufgaben der Wahlausschüsse

Die Wahlausschüsse sorgen für die ord­
nungsgemäße Durchführung der Wrahl in 
ihrem Stimmbezirk nach Weisung des Wahl­
vorstandes. Die Mitglieder der Wahlaus­
schüsse werden vom Wahlvorstand einge­setzt.

§ 8
Wahlberechtigung (Aktives Wahlrecht)

(1) Wahlberechtigt sind die einer Gruppe
^ Ef ° riEen 5Iit£lieder der Hochschule (§4 Abs. 1 Nr. 2 bis 7 HUG):

!• die Professoren,
2. die wissenschaftlichen Mitarbeiter



(Hochschulassistenten, wissen­
schaftliche oder künstlerische 
Mitarbeiter sowie die Lehrkräfte 
für besondere Aufgaben),

3. die Studenten,
4, die sonstigen Mitarbeiter 

soweit sie zu Nr. 2 und 4 haupt­
beruflich an der Hochschule tätig 
sind. Als hauptberuflich gilt aie 
Tätigkeit, die mindestens die 
Hälfte der tarifrechtlich oder 
dienstrechtlich vorgesehenen Ar­beitszeit umfaßt.

(2) Entpflichtete oder im Ruhestand be­
findliche Professoren, die mit der Ver­
tretung ihrer Professur beauftragt sind 
üben das Wahlrecht in der Gruppe der Professoren aus.
(3) Zu den Wahlberechtigten gehören auch 
die.bereits berufenen und bis zu ihrer 
Einstellung mit der Vertretung ihrer 
künftigen Professorenstelle beauftrag­ten Personen.
(4) Wer in mehreren der in Abs. 1 aufge­
zählten Gruppen wahlberechtigt wäre, übt 
sein Wahlrecht in der Gruppe aus, die in 
der Aufzählung in Abs. 2 von den in Fra­
ge kommenden Gruppen durch die jeweils 
niedrigste Zahl bestimmt ist.
(5) Das aktive Wahlrecht derjenigen 
Wahlberechtigten, die für das Semester 
beurlaubt sind, in dem die Wahl statt­
findet, ruht. Auf besonderen, bis drei 
Wochen vor der Wahl beim Wahlvorstand 
zu stellenden Antrag kann der Wahlbe­
rechtigte an der Wahl teilnehmen und ist 
in das Wählerverzeichnis einzutragen.

Wählbarkeit (Passives Wahlrecht) 
Wählbar sind alle Wahlberechtigten.

§ 9

§ 10
Drittmittelbedienstete

und das



§ 11
Wählerverzeichnis

(1) Die Ausübung des Y/ahlrechts setzt 
die Eintragung in das Wählerverzeichnis 
voraus (§16 Abs. 1 IIIIG). Das Wählerver­
zeichnis gliedert sich entsprechend § 4 
Abs. 2 HUG in 4 Gruppen:
Gruppe I = Professoren
Gruppe II = wissenschaftliche Mit­

arbeiter
Gruppe III *= Studenten
Gruppe IV = sonstige Mitarbeiter

(2) Das Wählerverzeichnis wird drei Vfo- 
chen vor dem Wahltermin geschlossen. Es 
muß an mindestens fünf nicht vorlesungs­
freien Arbeitstagen vor der Schließung 
offengelegen haben.
(3) Der Wahltermin ist so zu bestimmen, 
daß zwischen dem letzten Tag der Rück­
meldung für Studenten und dem Tag, an 
dem das Wählerverzeichnis geschlossen 
wird, mindestens fünf Arbeitstage liegen
(4) Die Eintragung eines Studenten in 
das Y/ählerverzeichnis findet im Falle 
einer nachträglichen Immatrikulation ode 
Rückmeldung nach Ablauf des letzten Tage 
der allgemeinen Rückmeldefrist nicht mell 
statt. Gleichfalls wird ein Professor, 
ein wissenschaftlicher Mitarbeiter oder 
ein sonstiger Mitarbeiter nicht mehr in 
das Wählerverzeichnis aufgenommen, wenn 
seine Einstellung, Anstellung odei Er­
nennung nach dem in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt erfolgt.
Ändert sich die Zugehörigkeit eines Wahl 
berechtigten zu einer Gruppe nach dem in 
diesem Absatz genannten Zeitpunkt, so 
kann bis zum dritten Tag vor der Wahl 
auf Beschluß des Wahlvorstandes das Wäh­
lerverzeichnis berichtigt werden. An­
sonsten übt er das Wahlrecht in der 
Gruppe aus, der er seither angchörte.
(5) Das Wählerverzeichnis muß durch Be­
schluß des Wahlvorstandes neu eröffnet 
und zu dem vom Y/ahlvorstand zu bestim­
menden Termin erneut geschlossen werden 
wenn der Y/aliltermin verschoben oder 
die Wahl wiederholt wird. ...
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Einfrnrrit" di<? Nichteintragung oder die
liöri 1  ̂+^ ?lnor fischen Gruppenzugc- horigkeat eines Wahlberechtigten i„ L
ahlei Verzeichnis kann von diesem wäh-" 

n?"f der Offenlegimg des Wählcrverzeich- nio^cs Widerspruch beim Wahlvorstand
demEWi'iEt 'verden’(5ibt der Wahlvorstand dem Widerspruch statt, wird das Wähler- Verzeichnis berichtigt.
dis die Eintrasung einer Person in
r e c h K t  i T Zf1ChniS’ die nicht wahlbe- recntigt ist, kann von jedem Wahlberech­
tigten wahrend der Offenlegung des Wäh-
vorstpnd1einiS?eS+’VlderSprUch beim Wahl­
gene “ l i S ^ ' T 0611, Der EiaSatra-
der WahlIor=fa\,^^°rt Beschließt> Vorstand die Streichung des Fin—
istrdie^en aUS dem Wählerverzeichnis/
benachr?^LUnVerZÜslich schriftlich zu ^richtigen, sofern er nicht inzwi-
der TFn f Seine!n Dienstverhältnis an er 1LD ausgeschieden ist. Er kann hin­
nen einer Ausschlußfrist von drei Taren
Vorstand ®°*?achricl»tigung durch denMahl-
linieren b°im Wah1'VOl'StOndnlegen. Abs. 6 Satz 2 gilt entsprochene]

"l̂ rd der Widerspruch zurückgewiesen 
soheidCr B*troffene dagegen die^nt! ’ 
beiführen. Verwaltua£sgerichts ber-
(9) Nach Schließung des Wählerverzeich­
n i s  Bedarf die Berichtigung offen-
IIhreii1Cher fehler> Unstimmigkeiten oder Schieibversehen von Amts wegen eines Be- hlusses des WahlVorstandes.

§ 12 .

Verfahren zur Aufstellung des Wählerver­
zeichnisses

(1) Der Wahlleiter entscheidet - nach 
lldung des Wahlvorstandes im Benehmen 
it diesem - m  welcher Weise die Ein- 

111 das Wählerverzeichnis für Studenten zu bewirken ist. Er kann dazu 
anordnen, daß die Formulare bei der Tm 
matrikulntion oder BückraeldunJ eSsnre 
chend zu ergänzen sind. Dies Sil? ™  , 
iur die Benachrichtigung der sturi«??Ch 
von ihrer Eintragung in das W ä i ^ tcn zeichnis. b L 1 aas '^hiervor-
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(2) Die Eintragung der Mitglieder der 
anderen Gruppen in das Wählerverzeich­
nis erfolgt aufgrund der in der Hoch­
schule vorhandenen Personalunterlagen. 
Die Benachrichtigungen können über die 
Hochschuleinrichtungen verteilt oder mit der Post übersandt werden.
(3) Das Wählerverzeichnis muß den Na­
men, den Vornamen und die Dienststelle 
oder Einrichtung des Bediensteten bzw. 
die Matrikel-Nummer des Studenten ent­halten.

§ 13
Zustellungen an Wahlberechtigte

Wahlorgane genügen der von ihnen 
zu fordernden Sorgfalt, wenn sie Wahlbe- 
nachiichtigungen, Wahlunterlagen oder 
sonstige individuelle Mitteilungen an 
Wahlberechtigte an die Anschrift absen— 
den, die aus dem Wählerverzeichnis oder 
aus den in der Hochschule vorhandenen 
Personalunterlagen ersichtlich ist.
(2) Es ist Sache des Wahlberechtigten, 
die Wahlorgane von Änderungen der^An-’ 
Schrift zu benachrichtigen. Die Wahl- 
organe und ihre Hilfskräfte sind nicht 
verpflichtet, Nachforschungen zur Er­
mittlung der richtigen Anschrift einzu­
leiten, falls Postsendungen als unzu­
stellbar zurückkommen. Sie sollen Nach­
forschungen anstellen, soweit dies ohne 
Vernachlässigung anderer Aufgaben mög­lich erscheint.

§ 14
Vorschlagslisten

(1) Jede Vorschlagsliste kann beliebig viele Bewerber enthalten.

(2) In einer Vorschlagsliste können je­
weils nur Bewerber aus einer Gruppe (8 
Abs. 2 HUG) benannt werden. Bewerber 
die in der jeweiligen Gruppe nicht ’ 
wählbar sind, werden durch Bp<^hi„n ^
Wahlvorstandes von der Vorschla^i + °S gestrichen. Vorschlags!iste
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(3) Die Vorschlagsliste muß den Namen 
und Vornamen des Bewerbers, sein Geburts­
datum und die Dienststelle oder den 
Fachbereich enthalten, in der er tätig 
ist oder studiert. Bei Studenten ist 
ferner die Matrikelnummer anzugeben.
(4) Mit der Vorschlagsliste ist die 
schriftliche Einverständniserklärung 
der in ihr genannten Bewerber zur Kandi­
datur auf diesem Wahlvorschlag vorzule­
gen. Die Benennung eines Bewerbers ohne 
Einverständniserklärung ist unzulässig.
(5) Ein Bewerber darf nur auf einer Vor­
schlagsliste genannt werden. Wird ein 
Bewerber mit seinem Einverständnis auf 
mehreren Listen genannt,ist er durch Be­
schluß des Wahlvorstandes auf allen zu 
streichen.
(6) Eine Vorschlagsliste wird nur zuge­
lassen, wenn sie mindestens fünf Bewer­
ber umfaßt oder von mindestens fünf Per­
sonen unterstützt wird, die in der je­
weiligen Gruppe wahlberechtigt sind.
Bei Wahlen nach § 1 b) bis f) sind Min­
destbewerberzahlen und Unterstützer 
nicht erforderlich. Der Wahlbewerber 
kann die Vorschlagsliste, auf der er 
kandidiert, auch selbst unterstützen; 
eine andere Liste kann er nicht unter­
stützen.
Wer einen Wahlvorschlag nach Satz 1 un­
terstützt, hat dabei zu seiner Person 
dieselben Angaben zu machen, die von 
Wahlbewerbern nach Abs. 3 gefordert 
weiden.
(7) Ein Wahlberechtigter kann nur eine 
Vorschlagsliste im Sinne von Abs. 6 un­
terstützen; hat jemand mehrere Vor- . 
schlagslisten unterzeichnet, ist seine 
Unterschrift auf allen Vorschlagslisten 
ungültig.
(8) Eine Vorschlagsliste, die bei ihrer 
Einreichung im Sinne von Abs. 6 ausrei­
chend unterstützt war, ist auch dann zu­
gelassen, wenn Unterzeichner der Vor­
schlagsliste später erklären, daß sie 
diesen Wahlvorschlag nicht länger unter­stützen.
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(9) Um die Bearbeitung von Rückfragen 
des V.'ahlvorstandes und die Klärung von 
Zweifelsfragen zu erleichtern, soll in 
jedem Y/ahlvorschlag ein Vertrauensmann 
unter Angabe seiner Anschrift und mög­
lichst auch seines Fernsprechanschlusses 
benannt werden. Falls keine besondere 
Benennung erfolgt, gilt der auf dem er­
sten Platz der Vorschlagsliste genannte 
Bewerber als Vertrauensmann des Wahl­
vorschlags. Der Vertrauensmann ist zur 
Abgabe und zum Empfang von Erklärungen 
gegenüber dem Wahlvorstand und dem Wahl- 
leiter bevollmächtigt. Die Wahlorgane 
können jedoch in allen Fällen auch un­
mittelbare Erklärungen von den Bewerbern 
entgegennehmen und ihnen gegenüber ab­geben.
(10) Für die Vorschlagslisten, Einver­
ständniserklärungen und Unterstützer­
listen sind Vordrucke des Wahlamtes zu 
verwenden. Alle Angaben sollen mit 
Schreibmaschine oder in Druckschrift 
eingetragen werden.

§ 15
Prüfung der Vorschlagslisten

(1) Die Vorschlagslisten sind innerhalb 
der vom Wahlvorstand bestimmten Fristen 
(§ 5 Abs. 3 Nr.2) beim Wahlamt einzu­
reichen. Das Wahlamt vermerkt auf jeder 
eingereichten Vorschlagsliste Tag und 
Uhrzeit des Eingangs, prüft die Vor­
schlagslisten auf ihre äußere Ordnungs­
mäßigkeit und Vollständigkeit und weist 
gegebenenfalls auf Mängel hin. Bis zum 
Ablauf der nach § 5 Abs. 3 Nr. 2 be­
stimmten Frist können Vorschlagslisten 
zurückgenommen, geändert oder ergänzt 
werden (§ 14 Abs. 9). Die Mitglieder 
des Wahlvorstandcs können während der 
Dienstzeit jederzeit beim Wahlamt Ein­
blick in eingereichte Vorschlagslisten 
nehmen.
(2) Unverzüglich nach Ablauf der in § 5 
Abs. 3 Nr. 2 genannten Frist tritt der 
Wahlvorstand zusammen, um die Vorschlags­
listen zu prüfen und über ihre Zulassung 
zu entscheiden; hierzu sind die Vertrau** 
ensmänner der Listen einzuladen Der 
Wahlvorstand kann die Listen bereits 
nach ihrem Eingang prüfen und die Ver 
traucnsmänner auf Mängel hinweison.
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(3) WahlVorschläge, die verspätet einge- 
reicht werden, oder den durch diese 
Wahlordnung aufgestellten Anforderungen 
nicht genügen, sind nicht zugelassen.
(4) Der Wahlvorstand benachrichtigt un­
verzüglich die Vertrauensleute der nicht 
zugelassenen Wahlvorschläge unter Angabe 
der Gründe, aus denen die Zulassung ver­sagt wurde. b
(5) Gegen die Nichtzulassung eines Wahl­
vorschlages kann binnen einer Ausschluß-

V°? drei TaSen Widerspruch beim Wahlvorstand eingelegt werden. Die Frist 
beginnt mit der Mitteilung der Entschei­dung des WahlVorstandes.
(6) Abs. 4 und 5 gelten entsprechend, 
wenn der Wahlvorstand einzelne Bewerber 
von der Vorschlagsliste streicht, diese im übrigen aber zuläßt.
(7) Die Reihenfolge der Listen jeder 
Gruppe wird durch das vom Vorsitzenden 
des WahlVorstandes zu ziehende Los be­stimmt.

§ 16
Persönlichkeitswahl

Wird für die Wahl aus einer Gruppe nur 
eine Liste eingereicht, so wird die 
Wahl als Persönlichkeitswahl durchge­
führt. In diesem Falle werden sämtliche 
Kandidaten der Liste auf dem Stimmzettel 
aufgeführt. Jeder Wahlberechtigte kann 
so viele Kandidaten ankreuzen, wie Sitze 
zur Verteilung anstehen. Stimmenhäufung ist unzulässig.

§ 17
Wahlunterlagen

(1) Jeder Wahlberechtigte erhält die B< 
nachrichtigung über seine Eintragung i, 
das Wählerverzeichnis (§ IG Abs.E4 HHG
(2) Die Wahlunterlagen für die verschi. 
denen Gruppen der Wahlberechtigten sol­
len durch die Verwendung verschiedene»*
Farbcn oder verschiedenfarbiger Au? drucke unterscheidbar sein!.
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(3) Soweit Wahlvorstand und Wahllciter 
es für erforderlich halten, kann den 
Wahlunterlagen ein Merkblatt beigefügt 
werden, das den Wahlberechtigten über 
Einzelheiten näher unterrichtet.
(4) Im übrigen sind der Wahltermin, die 
Besonderheiten des WahlVerfahrens und 
die Art der Bekanntmachung von Entschei­
dungen des Wahlvorstandes durch den Aus­
hang einer gedruckten Wahlbekauntmachung 
an geeigneten Stellen der Hochschule 
rechtzeitig bekanntzumachen. Außerdem 
sind die Bekanntmachungen beim Wahlamt 
offenzulegen. Die Wahlbekanntmachung 
soll auch auf die voraussichtlichen 
Sitzungstermine und Sitzungsräume sowie 
die Geschäftsräume des Wahlvorstandes 
hinweisen.

§ 18
Ausgestaltung der Formulare

(1) Soweit im Folgenden nichts Näheres 
bestimmt ist, entscheidet der Wahlvor- 
stand über die äußere Gestaltung der 
Wahlunterlagen.
(2) Für jede Gruppe ( § 8  Abs. 1) werden 
besondere Stimmzettel hergestellt. Auf 
dem Stimmzettel sind die Vorschlagsli­
sten jeweils in der Reihenfolge der Los­
nummern (§ 15 Abs. 7) unter Angabe von 
Name, Vorname, Dienststelle oder Fach­
bereich der ari erster bis dritter Stel­
le genannten Bewerber aufzuführen. Bei 
Listen, die mit einem'■Kennwort versehen 
sind, ist auch das Kennwort anzugeben.

§ 19 .
Verlust von Wahlunterlagen

Verschriebene oder unbrauchbar geworde« 
ne Stimmzettel oder Wahlumschläge sind 
nur gegen Rückgabe zu ersetzen.

 ̂ § 20

Briefwähl
(1 ) Die Briefwahlunterlagen
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a) 1 Wahlschein mit anhängender
"Erklärung zur Briefwahl",

b) 1 Stimmzettel je Wahl,
c) 1 Y/ahlumschlag (farbig),
d) 1 Wahlbriefumschlag (weiß),
wei'den jedem Wahlberechtigten rechtzei­
tig vor der Wahl zugesandt bzw. ausge­händigt.
(2) Der Y/ahlberechtigte kennzeichnet persönlich und unbeobachtet seinen 
Stimmzettel, legt ihn in den farbigen 
Wahlumschlag und verschließt diesen 
durch Zukleben. Er unterschreibt mit 
Ortsangabe und Datum die auf dem Wahl­
schein aufgedruckte Erklärung und 
steckt den Y/ahlschein mit dieser Er­
klärung und den verschlossenen Y/ah 1 Um­
schlag in den WahlbriefUmschlag. Den 
verschlossenen Wahlbrief gibt er zur 
Post oder wirft ihn in einen in den bei­
den Mensen, im Audi-max und im Y/alilamt 
aufgestellten Wahlbriefkasten.
(3) Für die Briefwahl gilt die Stimmab- 
gabe als rechtzeitig erfolgt, wenn der 
Wahlbrief bis zum Ablauf der für die 
Briefwahl festgesetzten Zeit
a) dem Wahlamt durch die Post zugegangen ist, oder
b) in einen der nach Abs. 2 aufgestell— 

ten Wrahlbriefkästen eingeworfen wor­den ist.
Es gilt nicht die Aufgabezeit bei der Bundespost.
(4) Die beim Wahlamt eintreffenden Wahl- 
biiefe sind bis zur Auszählung ungeöff­
net und sicher aufzubewahren. Zwei Tage 
vor Ablauf der Briefwahl können die 
Wahlbriefe in Anwesenheit von zwei Mit­
gliedern des Y/ahlVorstandes geöffnet 
werden. Ist der unterschriebene Wahl­
schein und der verschlossene Wahlum­
schlag vorhanden, wird die X'eclitswirk­
same Wahlbeteiligung durch Abhaken im 
Wählerverzeichnis registriert und der 
ungeöffnete Wahlumschlag in eine ver­
schlossene Wahlurne gelegt, wo er bis 
zur Auszählung aller Stimmzettel aufbe­
wahrt wird. Wahlbriefe, die den ver­
schlossenen Wahlumschlag oder den Wahl­
schein mit unterschriebener V/ahlcrklä 
rung nicht enthalten, gelten nicht als
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Stimmabgabe; sie sind der V/ahlnicder- 
sehrift beizufügen. Die leeren Wahl- 
briefumschläge sind aufzubewahren.
£5,)Auf <?en verspätet eintreffenden 
i ® 1Jbriefen ver®erkt der Leiter des ahlamtes unter Beifügung seines Hand- 
zeiehens Tag und Uhrzeit des Eintreffens
sechsTochen.516 Ungeöffnot »indostens

§ 20 a 
Urnenwahl

nioht1^ n ,V'ahibereChtigten> die sich nicht an der Briefwahl beteiligen, wird
der Briefwain "ächs^en Arbeitstagen nach 1r An T„ f 1 Jeweils von 9,00 bisGelegenheit gegeben, an der Urne zu wählen.

(2) Zur Urnenwahl hat der Wahlberechtigt
. dlf lhm zugesandten Wahlunterlagen

wn?=Ub^lneSn .Und sich durch Personalaus- vels oder Keisepaß auszuweisen.
(3) Zur unbeobachteten Stimmabgabe (An- 
kreuzen des Stimmzettels) ist eine der 
ausgestellten Wahlkabinen aufzusuchen.
(4) Vor Einwurf des Wahluraschlages in die
a b ^ h t  der 'V’ähler im Wählerverzeichnis abzuhaken und der Wahlschein dem Wähler- Verzeichnis beizufügen.

§ 21
Auszählung

(1) Nach Schluß der Wahl erfolgt die Aus­
zahlung der Stimmen. Soweit der Wahlvor­
stand nicht anders beschließt, erfolrt 
und °ffe"t:ljchc Auszählung der Stimmen 
?"Q d* ° :̂ S t e l l u n g  des Wahlergebnisses im Auditorium maximum.
(2) Für die Auszählung werden die ein- 
Vdhi?” Fachbereiche je nach Größe an 
tisch^"fchen zusammengefaßt. Jeder Zähl-sch ist mit mindestens vier Wahlhel­
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fern (Zählern) zu besetzen. Sie werden 
auf Weisung des Wahlvorstandes tätig 
und sind für die ordentliche Auszählung 
verantwortlich. Durch ihre Unterschrift 
auf den Zählpapieren bestätigen sie die 
Richtigkeit ihrer Zählung. Personen, die 
nicht mit der Auszählung beauftragt sind 
ist der unmittelbare Aufenthalt an den 
Zähl- und Vorstandstischen nicht ge­stattet.
(3) Auf Anweisung des WahlvorStandes 
werden die Urnen geöffnet^ und ihr Inhalt 
wird auf die Zähltische entleert. Die 
Wahlumschläge werden gezählt, die Zahl 
der Wahlumschläge wird mit der zuvor 
festgestellten Zahl der nach dem Wähler­
verzeichnis abgehakten Stimmen (Haken) 
verglichen. Stimmen beide Zahlen nicht 
überein, ist nochmals zu zählen. Das 
dann festgestellte Ergebnis ist, wie al­
le nachfolgenden Feststellungen, in das 
Zählprotokoll einzutragen.
(4) Die Wahlumschläge werden geöffnet 
und die Stimmzettel herausgenommen und 
nach den einzelnen Wahlgängen (Konvent, 
Fachbereichsrat, Stupa, Fachschaft) ge­
ordnet und das weitere Zählverfahren in 
dieser Reihenfolge abgewickelt.
(5) Leere Wahlbriefe gelten nicht als 
Stimmabgabe; sie werden gesondert ver­
wahrt und sind dem Wahlvorstand als An­
lage zur Wahlniederschrift zu übergeben. 
Leere Wahlumschläge oder Wahlumschläge, 
die bei gemeinsamen Wahlen nicht alle 
Stimmzettel enthalten, sind mit einem 
entsprechenden Vermerk zu versehen und 
gesammelt dem Wahlvorstand als Anlage 
zur Wahlniederschrift zu übergeben.
(6) Leere Wahlumschläge sind von der 
Zahl der Wähler nach dem Wählerverzeich­
nis abzusetzen. Ebenso ist für die be­
treffende Wahl zu verfahren, wenn ein 
Stimmzettel dazu im Wahlumschlag nicht vorhanden ist.
(7) Ungültig sind Stimmzettel:
1. die nicht in einem amtlichen Wahl­

umschlag abgegeben sind,
2. die als nicht amtlich erkennbar sind
3. die nicht gekennzeichnet sind, *
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4. aus denen sich der Wille des Wäh­
lers nicht zweifelsfrei ergibt,

5. die einen Zusatz oder einen Vorbe­
halt, gleich welcher Art, enthalten,

(8) Mehrere in einem Wahlumschlag zur 
gleichen Wahl enthaltenen Stimmzettel, 
die gleich lauten, werden als eine Stim­
me gezählt. Sind sie unterschiedlich ge­
kennzeichnet, ist die Stimmabgabe ungül­
tig. Stimmzettel, die zu Zweifeln Anlaß 
geben, sind mit dem Zählbezirk und mit 
fortlaufender Nummer zu versehen und 
dem Wahlvorstand zur Beschlußfassung 
über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit 
zu übergeben.
(9) Die bei Verhältnis/Listenwahl auf 
jede Vorschlagsliste und die bei Persön­
lichkeitswahl auf den einzelnen Kandida­
ten entfallenen gültigen Stimmen werden, 
unabhängig voneinander, von zwei 'Wahl­
helfern mittels Strichliste ermittelt. 
Die von den Zählern Unterzeichneten 
Strichlisten sind vom Wahlvorstand der 
Wahlniederschrift beizufügen.

§ 22
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlvorstand prüft die Wahlnie­
derschriften der Wahlausschüsse, ent­
scheidet über Zweifelsfälle und stellt 
das Wahlergebnis fest:
a) Zahl der Wahlberechtigten,
b) Wähler nach dem Wählerverzeichnis,
c) Zahl der Wahlumschläge,
d) Zahl der Stimmzettel,
e) Wahlbeteiligung in Prozenten,
f) Stimmabgabe gültig,
g) Stimmabgabe ungültig,
h) Zahl der auf die einzelnen Listen bzw. 

Kandidaten entfallenen Stimmen.

§ 23
Zuteilung der Mandate

(1) Bei Listenwahl erfolgt die Zuteilung 
der Mandate an die einzelnen Listen nach 
dem Ilöchstzahlverfahren (d'Hondt). Dazu 
werden die Stimmenzahlen, die die ein­
zelnen Vorschlagslisten erhalten haben 
solange durch 1, 2, 3 usw. geteilt, bis 
soviele llochstzahlen ermittelt, wie
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Sitze in der jeweiligen Gruppe zuzu­
teilen sind. Sind zwei oder mehrere Li­
sten gleichstark, entscheidet das vom 
Vorsitzenden des V/ahlvorstandes zu zie­
hende Los über die Folge der Mandatszu­
teilung. § 34 Abs. 2 a) bis d) gilt 
entsprechend.

(2) Bei Persönlichkeitswahl erfolgt die 
Zuteilung der Mandate nach der Anzahl 
der auf die Kandidaten entfallenden 
Stimmen. Das gleiche gilt im Falle des 
Nachrückens beim Freiwerden eines Sitzes. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
vom Vorsitzenden des V/ahlvorstandes zu ziehende Los.
(3) Erklärungen, die Wahlbewerber oder 
Gruppierungen über Wahlbündnisse, Li­
stenverbindungen o. ä. abgegeben haben, 
werden dabei nicht berücksichtigt. Eine 
Übertragung oder Delegation von über­
hängenden Stimmen ist unzulässig.
(4) Wenn die einer Gruppe nach den Be­
stimmungen des Hessischen Universitäts— 
gesetzes zuzuteilenden Sitze aufgrund 
des Wahlergebnisses nicht besetzt wer­
den können, bleiben sie für diese Amts­
zeit dieses Organs unbesetzt; dadurch 
verringert sich die Gesamtzahl der Mit­glieder dieses Organs.
(5) Das Wahlergebnis ist unverzüglich 
am Schwarzen Brett des Wahlamtes"und an 
anderen Stellen der Hochschule bekannt­
zumachen, die Vertrauensmänner sind vom 
Wahlleiter schriftlich zu benachrichtigen

. § 24
Wahlniederschrift

(1) Über die Verhandlungen des Wahlvor­
standes und seine Beschlüsse sowie über 
die Wahlhandlung und die Tätigkeit evtl, 
eingesetzter Wahlausschüsse sind Nieder­
schriften zu fertigen. Sie werden jeweil 
vom Vorsitzenden des Wahlvorstandes bzw ' 
Wahlausschusses und einem Mitglied
(Schriftführer) unterzeichnet.
(2) Die Wahlniedcrscliriftcn sollen ins 
besondere den Gang der Wahlhandlung
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aufzeichnen und besondere Vorkommnisse 
vermerken.
(3) Die Stimmzettel und sonstigen Wahl­
unterlagen sind von den Wahlhelfern zu 
bündeln und dem Wahlvorstand als Anlage 
für die Wahlniederschrift zu übergeben.
(4) Die Wahlniedcrschriften nebst Anla­
gen mit allen Wahlunterlagcn übergibt der 
WahlVorstand dem Wahlleiter, der sie min­
destens bis zum Beginn der Amtszeit des 
nachfolgenden Gremiums aufbewahrt. Er 
trifft aufgrund dieser Unterlagen die 
ihm nach § 26 Abs. 2 obliegenden Ent­
scheidungen.

§ 25
Wahlprüfung

(1) Wird vom Wahlleiter oder einem Wahl­
berechtigten geltend gemacht, daß bei 
der Wahl gegen zwingende Vorschriften 
der Gesetze oder dieser Wahlordnung 
verstoßen sei, tritt der Wahlvorstand
in ein Wahlprüfungsverfahren ein. Der 
Antrag dazu kann nur innerhalb von zehn 
Arbeitstagen nach der Bekanntmachung 
des Wahlergebnisses gern. § 23 Abs. 5 
gestellt werden.
(2) Eine Anfechtung der Wahl mit der 
Begründung, daß ein Wahlberechtigter an 
der Ausübung seines Wahlrechts gehin­
dert gewesen sei, weil er nicht oder 
nicht mit der richtigen Gruppenzugehö­
rigkeit in das Wählerverzeichnis einge­
tragen wurde oder daß eine Person an 
der Wahl teilgenommen habe, die zwar in 
das Wählerverzeichnis eingetragen, aber 
nicht wahlberechtigt war, findet nur 
dann statt, wenn dieser Grund bereits 
gern. § 11 Abs. 6 bis 8 geltend gemacht 
worden ist.
(3) Kommt der WahlVorstand im Wahlprü­
fungsverfahren zu der Überzeugung, daß 
die behaupteten, von dem Antragsteller 
glaubhaft zu machenden Verstöße oder 
Formfehler das Ergebnis der Wahl beein­
flußt haben können, ordnet er eine Wie­
derholungswahl ganz oder für einzelne 
Gruppen oder für einzelne Stimmbezirke 
oder für einzelne Gruppen in einzelnen
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Stimmbezirken an. Die Entscheidung 
nach Satz 1 trifft der Wahlvorstnnd mit 
der Mehrheit seiner Mitglieder. Der Be­
schluß ist schriftlich zu begründen, 
mit einer Ficchtsmit.tclbelehrung zu ver­
sehen und dem Antragsteller zuzustellen 
(Postzustcllungsurkunde).

§ 26
Nachrücken von Wahlbewerbern

(1) Das Ausscheiden, die Beurlaubung
oder die Abordnung eines Wahlbewerbers, 
dem ein Sitz zugeteilt wurde, ist dem 
Wahlleiter anzuzeigen. *
(2) Der Wahlleiter stellt fest, wer an­
stelle des Ausgeschiedenen nachrückt.
(3) Sind auf einer Vorschlagsliste Be­
werber die nachrücken könnten, nicht 
mehr vorhanden, bleibt der Sitz für die 
restliche Amtszeit des Organs unbesetzt. 
Sind auf diese Weise in einer Gruppe 
mindestens die Hälfte der Sitze vakant, 
findet für den Rest der Amtszeit, so­
fern diese nach Durchführung der Wahl 
mehr als vier Monate beträgt, eine Neu­
wahl innerhalb dieser Gruppe statt. 
Findet in einer Gruppe eine Neuwahl 
statt, endet die Amtszeit der bisherigen 
Vertreter vorzeitig.
(4) Ist der Inhaber eines Mandats beur­
laubt oder zu einer anderen Dienststel­
le abgeordnet, ruht für die Dauer der
Beurlaubung oder Abordnung sein Mandat, 
es sei denn, der Mandatsinhaber bean­
tragt das Gegenteil. In diesem Falle 
rückt der nächste Wahlbewerber aus der 
Liste des Beurlaubten/Abgeordneten bzw. 
der Wahlbewerber mit der höchsten Stim­
menzahl, dem bisher noch kein Mandat zu­
geteilt worden ist, nach. Der Nachrücker 
verliert sein Mandat, sobald die Beur­
laubung oder Abordnung endet, bleibt 
aber weiterhin Wahlbewerber.
(5) Ist der Inhaber eines Mandats für 
längere Zeit verhindert, kann er sich 
auf Antrag jeweils für die Dauer des 
laufenden Semesters von seinem Mandat be 
Urlauben lassen. Abs. 4 gilt entsprechend, II.

II. Wahlen zu den Fachbereichsräton
§ 27

Wahlen zu den Fachbereichsräten 
Für die Wahlen zu den Fachbereichsräten
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Gelten die §8 i m , 9r „
sofern nachfolgend"nirh-f .f5* ̂  <rnbsPrcchend stimmt ist. L nicl^s anderes be-

§ 28
Zeitpunkt der V/ahlen

"“hl“  ™ »
w 4

§ 29
Erklärung über das Wahlrecht 

vi; Jeder Wahlberechf•» • 4.
s  a n j 1 * » * * < & !  s , ä -
<“ > ss » ’Ä ?  r e ä ,Ä er! f  “ “

p i 3 , r S S ~ a “ i;>S ‘-
Beginn eines neun q ' ! n nur zu 
werden § 16 Abs. 2 H H G ) ? S Eeändort

FachbereichesindG S tglieder mehrerer 
trikulation ode Mckmc?1- bei dor Irâ ~in welchem Fachbereich^?““?, erkla™n, recht ausüben C A lfe J ,r W^ l -
(<1) Das Wahlrecht qni i ^reich ausgeübt v-nrri 11 *n dem Bachbe-
Wahlperiode der ^li^' 111 dem für diediu ins liegt \YiJ  ™ ’?rBunkt des Stu~
**■ ^lauf des Küc-mc^ f kl?runS bis
Geben, bestimmt sich die rahl)I1S abE°“ gung nach den R e - e W c n  ’,dI.llberechti- 
Ständigen Ausschuß I (Lehr^und°q, deM
(r?sns f s?”!s;?"> Ä o S s . d„ss„-a

§ 30
F e s t le g u n g  d er  Zahl d er  zu w b m   ̂

r e i c h s r a t e s  S l S T S ^ f  •«?“  ^ h b e " -
des § 24 Absf 2 und 3 nSof BUnBCn
S i S rM5 hS - ^ r §0f ^ heldet z«.
chließcnden Hogelungen a£h darüber'
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ob der Fachbereichsrat gern. § 24 
Abs. 2 oder Abs. 3 HUG gebildet wird. 
Maßgebend für die Entscheidung ist die 
Zahl der zu diesem Zeitpunkt dem Fach­
bereichsrat angehörenden Professoren.
(3) Die Zahl der zu wählenden Kandida­
ten der Gruppen II bis IV wird vom 
Wahlvorstand unter Berücksichtigung des 
Beschlusses nach Abs. 2 aufgrund des 
§ 24 Abs. 2 oder 3 HUG festgelegt.
(4) Gehören einer Gruppe zum Zeitpunkt 
der Wahl nicht mehr Wahlberechtigte an 
als Vertreter zu wählen sind, sind die­
se ohne Wahl Mitglieder des Fachbereichs 
rates (§ 12 Abs. 1 HI-IG).

§ 31
Änderungen in der Zusammensetzung des 

Fachbereichsrates
(1) Verringert sich die Zahl der Pro­
fessoren eines Fachbereiches während 
der Amtsperiode auf weniger als 15, 
gilt für die Zusammensetzung des Fach­
bereichsrates die in § 24 Abs. 2 HUG 
festgelegte Parität, wobei gegebenen­
falls das einer. Gruppe zuletzt zuge­
teilte Mandat erlischt.
(2) Können nicht alle der Gruppe I
- Professoren - zustehenden Sitze zuge­
teilt und besetzt werden, ist für die 
Zusammensetzung des Fachbereichsrates 
§ 24 Abs. 2 HUG maßgebend.
(3) Verändert sich die Zahl der Profes­
soren im Fachbereichsrat im Laufe der 
Amtsperiode durch den Rücktritt eines 
oder mehrerer Professoren, hat dies kei­
ne Auswirkungen auf die übrige Zusammen­
setzung des Fachbereichsrates.

§ 32
Nachrücken von Wahlbewerbern

(1) Wird das gern. § 24 Abs. 2 HUG vor­
gesehene Verhältnis der Gruppen im 
Fachbereichsrat durch das Ausscheiden 
eines Mitgliedes kraft Amtes geändert 
ist die Zusammensetzung des Fachbereichs
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rates neu zu bestimmen. Y/ird dabei 
einer oder mehreren Gruppen ein Sitz 
entzogen, ruht das Mandat des oder der 
letzten Vertreter dieser Gruppen, bis 
die Zahl der Mitglieder kraft Amtes 
ihre ursprüngliche Höhe erreicht.
(2) Erhöht sich die Zahl der Mitglie­
der kraft Amtes, rücken die Bewerber 
aus den Vorscnlagslisten der anderen 
Gruppen nach, die erforderlich sind, um 
die durch das Universitätsgesetz be­
stimmte Zusammensetzung des Fachbereichs 
rates zu erreichen.
(3) Erhöht sich die Zahl der Professo­
ren eines Fachbereiches während der 
Amtsperiode auf mehr als 15, bleibt 
dies ohne Auswirkung auf die Zusammen­
setzung des Fachbereichsrates. Scheidet 
danach ein Professor aus dem Faclibe- 
reichörat aus, so rückt der dienstälte- 
ste der neu hinzugekommenen Professoren 
in den Fachbereichsrat nach.
(4) Die Feststellungen nach Abs. 1 bis 
Abs. 3 trifft der Y/ahlleiter.

XII. Y/ahlen zu den Ständigen Ausschüssen

§ 33
(1) Die durch Y/ahl zu bestimmenden Mit­
glieder (die weiteren Mitglieder) der 
Ständigen Ausschüsse werden für jeden 
Ausschuß von den Vertretern ihrer Grup­
pe im Konvent nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl in einem einheitlichen 
Verfahren der gleichzeitigen Bildung 
aller Ausschüsse (Gesamtwahl) gewählt. 
Dabei üben die in den Konvent gewählten 
Mitglieder einer Liste jeweils in der 
Reihenfolge der auf die Liste gemäß dem 
d 1Hondt’sehen Höchstzahlverfahren ent­
fallenden Sitze das Recht des Zugriffs 
auf einen von ihrer Gruppe zu besetzen­
den Sitz in einem der Ständigen Aus­
schüsse aus.
(2) Hat ein sonstiger Mitarbeiter in 
einem Ständigen Ausschuß Stimmrecht 
nach § 14 Abs. 2 Satz 3 bis 5 1IHG, er­
höht sich die Zahl der diesem Ausschuß



oo _

angchörenden Professoren, bis sic über 
die absolute Mehrheit verfügen (§ 19 
Abs. 4 IIUG) .
(3) Für jedes gewählte Mitglied wird 
nach den gleichen Grundsätzen in einem 
besonderen Verfahren im Anschluß an die 
Wahl der Mitglieder ein Stellvertreter 
gewählt.
(4) Der Könventsvorstand bestimmt den 
Zeitpunkt, zu dem diese Wahl durchge­
führt wird. Sie soll spätestens in der 
2. Sitzung nach der jeweiligen Konvents­
wahl erfolgen. Hierzu lädt er die Mit­
glieder des Konvents S Tage vorher 
schriftlich ein. Die Wahlunterlagen 
sollen ihnen spätestens zu Beginn der 
Sitzung zur Verfügung stehen.

§ 34
(1) Zur Vorbereitung der Sitzung über 
die Wahl der Mitglieder der Ständigen 
Ausschüsse teilt der Konventsvorstand 
den Vertrauensmännern der Listen mit, 
wieviel Ausschußsitze jeder Liste zu­
stehen und in welcher Reihenfolge das 
Zugriffsrecht ausgeübt wird.
(2) Ist die Reihenfolge des Zugriffs 
unklar, weil in einer Gruppe gleiche 
d^Iondt’sche Höchstzahlen auftreten, so 
gilt insoweit folgende Regelung:
a) Treten bei der Zuteilung eines 

Sitzes für eine Gruppe gleiche 
Höchstzahlen bei zwei oder mehr Li­
sten auf, so entscheidet das Los 
über die Reihenfolge des Zugriffs 
dieser Listen.

b) Wiederholen sich gleiche Höchst­
zahlen für dieselbe Listenkombination, 
so verschiebt sich die Reihenfolge 
des Zugriffs zyklisch, d. li. wenn 
unter a) in der Losreihenfolge 1 - 2
- 3 zugegriffen wurde, wird jetzt in 
der Folge 2 - 3 - 1  zugegriffen usw.

c) Treten gleiche Höchstzahlen in ande­
rer Listenkombination auf, beginnt 
für die neue Kombination das Verfah­
ren unter a) und b).

d) Die Ziehung der Lose findet späte­
stens 10 Tage vor dem Wahltermin
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statt. Die Lose werden von einem
Ellcci des Konventsvorstandes in 

«  der VertrauensleutederListen oder ihrer Beauftragtenn-o- 
Betoii'i f'ÜbCr ist eine vo» al len
S S Ä S S * ! ? ™waulo, . die zu denWahlakten des Konvents zu nehmen ist

v p n f c r ^  die Mitglieder einer Kon­
dom KonventsvorsLnddmitteilStimm°n Und

ren; der Konventsvorstondis/hi01“1”1- zu unterrichten. d lst hiervon

§ 35
Die Kandidaten einer Liste für »in Ausschuß werden , ,f eine»
nerhalb der Uste bestim £  in‘
sonenhl'er? • Ar SChüSse ^ n d i d i e r e H n d  
«ein (§m?|1ibsft3,roG)ntSmitelieder ‘

§ 36

rechtsCfür^eincn s l t ^ f T  ,deS Griffs-
ihren Kandidaten zu benennen? LiSt<3

§ 37

A m tsp eriod e  c i i i ' t , ^  ? en K cst d er
ste zu benennen,NderfdefJu:°n d,°r Li~ ne amrphnrtn .<: ’ .. icl /.usgeschiedo-ne angehörte, chend. § 26 Abs. . -̂ edo-

4 Eilt entspre-

IV. laill zum Sonnt-

§ 38
nur DiC nnch § 17 LUG von den Vertr Abs- 1 Nr -i , J etern der A- bis 6 cinzei,lcn
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Gruppen im Konvent zu wählenden Mit­
glieder des Senats werden nach den Be­
stimmungen des § 15 Abs. 1 IIIIG nach 
den Grundsätzen der personalisierten 
Verhältniswahl in unmittelbarer, frei­
er und geheimer Wahl gewählt. Dabei 
wird die Sitzzuteilung an die Liste 
nach dem -Hondt*sehen Verfahren vorge­
nommen, während die Zuteilung des Man­
dats an die Kandidaten der Liste in 
der Reihenfolge der erhaltenen Stimmen erfolgt.
Liegt für eine Gruppe nur eine Vor­
schlagsliste vor, wird die Wahl als 
Persönlichkeitswahl durchgeführt, wobei 
die Zuteilung der Mandate nach der Rei­
henfolge der erhaltenen Stimmen vorge­nommen wird.
(2) Der Konventsvorstand setzt im Be­
nehmen mit den Vertrauensmännern der 
Listen den Termin

a) für die Einreichung der Vorschlags­
listen,

b) für die Wahl 
fest.
(3) Zur Wahl sind alle Mitglieder des 
Konvents 8 Tage vorher schriftlich ein­zuladen.

§ 39
Der Konventsvorstand bereitet die Wahl 
vor, sorgt für die Herstellung der 
Stimmzettel, Bereitstellung von Wahl­
kabinen und Wahlurnen, den ordnungsge­
mäßen Ablauf der Wahl, stellt das Wahl­
ergebnis fest und nimmt die Sitzzutei­lung vor.

§ 40
Beim Ausscheiden eines Senatsmitgliedes 
gilt § 26 Abs. 1 bis 4 entsprechend.

\
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Vj;— Wahlen, zu rion Fnchboreichsi n

§ <11
Für die Wahlen zu den Fachbereichsau«; 

bis 37 entsprechend.

VI. !ählen_2u_to Direktorien der -
fSgacham i c h e n  Ti5t^TT71^r p ~ -ii icb5>oinhciton -- -

§ 42
(1) Für die Wahlen der Vertreter d^v
wissenschaftlichen und sonstigen m L  
schallte, den D^elrtorien d e ^ L s e n ^ '  
heiten i-i?” Z®1?tren und Betriebsein- 
setaittf VorschFiften des Ab­
sprechend Ausnahme von § 28 ent-

für d ,!a,hnneiter bestimmt den Termin 
Wal-,i n '‘*hle,n zum Direktorium und der Wahl des Geschäftsführenden Direktors 
£  .kfnn dc" Dekan dos zuständigen
K f S S , ”“ <*»■ 
S  S L ' ä ; r sä S : n c™ n<,s« zii«i>

VII. übei gangs- und Schlußbostiin.nnv,, :en

§ 43
Aufgrund des § 79 IIHG gehören die

(Beamte auf Zeit) mitglicd- chaftsrechtiich zur Gruppe I - pro_ 
essoron die Dozenten (Beamte auf

SupneUTI mit?liodscI>aftsrochtlich zur Gruppe II - wissenschaftliche Mitarbei-



§ 44

im /Amtsblatt des 
Hessischen Kultus­
ministers

Die Wahlordnung 1;ritt mit ihrer Ver­
öffentliche n g i m * n a t-s o. n ze i-ge r d o r. ■ ■
•Dn-adoo TIen-grG-n- in Kraft. Gleichzeitig 
treten außer Kraft:
a) die Wahlordnung für die Wahlen zum 

Konvent und zu den Fachbcrcichsrä- 
ten der Technischen Hochschule Darm­
stadt vom 17. 3. 1975,
(StAnz. 13/1975, S. 57S),

b) die Ordnung für die Wahlen zu den 
Ständigen Ausschüssen, zum Senat 
und zu den Fachbereichsausschüssen 
der Technischen Hochschule Darmstadt 
vom 14. 5. 1975,
(StAnz. 23/1975, S. 1017).


